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Richtlinie des Ministeriums der Justiz 
und für Europa und Verbraucherschutz 
des Landes Brandenburg zur Förderung 

der Haftvermeidung durch soziale Integration 
(HSI)

Vom 15 . September 2017 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1 .1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und 
der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) 
sowie des Operationellen Programms des Landes Bran-
denburg für den Europäischen Sozialfonds (ESF) im 
Zeitraum 2014 - 2020, Prioritätsachse B Zuwendungen 
aus Mitteln des ESF und des Landes mit dem Ziel einer 
arbeitsmarktlichen und sozialen Integration von Straf-
gefangenen, jungen haftgefährdeten Straftätern, Haft-
entlassenen sowie zu Geldstrafe Verurteilten, die zur 
Abwendung der Ersatzfreiheitsstrafe gemeinnützige 
Arbeiten verrichten . Darüber hinaus sind in der jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden: die Verordnung (EU) 
Nr . 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17 . Dezember 2013 mit gemeinsamen Be-
stimmungen über den Europäischen Fonds für regio- 
nale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und 
den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie 
mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europä- 
ischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr . 1083/2006 des Rates (ABl . 
L 347 vom 20 .12 .2013, S . 320) und die Verordnung 
(EU) Nr . 1304/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17 . Dezember 2013 über den Europä- 
ischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr . 1081/2006 des Rates (ABl . L 347 vom 
20 .12 .2013, S . 470) . 

 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein Rechts-
anspruch . Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehör-
de auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel .

1 .2 Das Land Brandenburg fördert den Zugang Straffälliger 
und von Inhaftierung bedrohter Menschen zum Arbeits-
markt und deren Eingliederung in das Erwerbsleben . 
Ziel der Richtlinie ist die Unterstützung der Resozia- 
lisierung von Straffälligen durch nachhaltige (Re-)Inte-
gration in Arbeit und Ausbildung . Die Arbeitsmarkt-
chancen der Zielgruppe sollen durch ein verbessertes 
Übergangsmanagement (Haftbegleitung, Entlassungs-
vorbereitung, Vermittlung in Beschäftigung, Qualifizie-
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rung und Arbeit sowie Vernetzung der Akteure), die 
Förderung von Beschäftigung statt Strafe sowie die 
Entwicklung von Lebens- und Arbeitsperspektiven mit 
straffällig gewordenen Jugendlichen und Heranwach-
senden durch integrations- und berufsfördernde Maß-
nahmen erhöht werden .

1 .3 Der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist einzuhalten . Dabei ist das Gender-Main-
streaming-Prinzip anzuwenden, das heißt, bei der Pla-
nung, Durchführung, Begleitung und Bewertung von 
Maßnahmen sind ihre Auswirkungen auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern zu berücksichtigen . 
Die vorgesehenen gleichstellungsfördernden Aktionen 
sind im Förderantrag darzustellen und die erzielten Er-
gebnisse in der Berichterstattung zu dokumentieren . 

1 .4 Der Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdiskri-
minierung im Hinblick auf Geschlecht, ethnische Her-
kunft, Religion oder Weltanschauung, eine Behinde-
rung, das Alter oder die sexuelle Ausrichtung ist 
einzuhalten . Die Zugänglichkeit für Menschen mit Be-
hinderungen zu den nach dieser Richtlinie unterstützten 
Maßnahmen ist zu berücksichtigen und auf verbesserte 
Teilhabemöglichkeiten hinzuwirken . Die vorgesehenen 
Aktionen sind im Förderantrag darzustellen und die er-
zielten Ergebnisse in der Berichterstattung zu doku-
mentieren . 

1 .5 Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist entspre-
chend Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr . 1303/2013 
hinsichtlich Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Kli-
maschutz, Anpassung an den Klimawandel, biologi-
sche Vielfalt, Katastrophenresistenz und Risikopräven-
tion und -management Bestandteil des Operationellen 
Programms . Der vorgesehene Beitrag einer Maßnahme 
zur nachhaltigen Entwicklung ist im Förderantrag dar-
zustellen und die erzielten Ergebnisse sind in der Be-
richterstattung zu dokumentieren .

2 Gegenstand der Förderung

 Gefördert werden:

2 .1 die Unterstützung der Resozialisierung von Straffälli-
gen durch Beratung, Begleitung und Vermittlung in Ar-
beit und Beschäftigung innerhalb und außerhalb des 
Strafvollzugs durch Anlauf- und Beratungsstellen, die 
jeweils einer oder mehreren Justizvollzugsanstalten im 
Lande zugeordnet sind - Projektfeld Anlauf- und Be-
ratungsstellen, 

2 .2 die Unterstützung der Resozialisierung durch Beratung, 
Vermittlung, Kontrolle und Begleitung von Verurteil-
ten, die ihre Geldstrafe nicht zahlen können und sich 
bereit erklären, zur Abwendung einer Ersatzfreiheits-
strafe gemeinnützige Arbeit zu leisten oder die Geld-
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strafe in Raten abzuzahlen, sowie eine darüber hinaus-
gehende Begleitung und Vermittlung der Klienten in 
Arbeit und Beschäftigung - Projektfeld Arbeit statt 
Strafe,

2.3 soziale Gruppenarbeit mit flankierender Einzelfallhilfe 
für straffällige Jugendliche und Heranwachsende im 
Alter von 14 bis 21 Jahren zur Entwicklung von Le-
bens- und Arbeitsperspektiven durch integrations- und 
berufsfördernde Maßnahmen - Projektfeld Sozialpä- 
dagogische und berufsorientierende ambulante An-
gebote für Jugendliche und Heranwachsende,

2 .4 die Koordinierung und fachliche Unterstützung der Zu-
sammenarbeit der Umsetzenden der Projektfelder nach 
den Nummern 2 .1 bis 2 .3 im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Justiz und für Europa und Verbrau-
cherschutz (MdJEV) - Projektfeld Netzwerkkoor- 
dination.

3 Zuwendungsempfänger

 Zuwendungsempfänger sind

a) für die Anlauf- und Beratungsstellen: Träger der so-
zialen Arbeit mit Arbeitsschwerpunkt Straffälligen-
hilfe beziehungsweise Resozialisierung, Bildungs- 
und Beschäftigungsträger,

b) für das Projektfeld „Arbeit statt Strafe“: Träger der 
sozialen Arbeit mit Arbeitsschwerpunkt Straffälli-
genhilfe beziehungsweise Resozialisierung, Bil-
dungs- und Beschäftigungsträger,

c) für die Sozialpädagogischen und berufsorientieren-
den ambulanten Angebote für Jugendliche und  
Heranwachsende: anerkannte Träger der freien Ju-
gendhilfe mit Arbeitsschwerpunkt Straffälligenhilfe 
beziehungsweise Resozialisierung,

d) für die Netzwerkkoordination: Träger der sozialen 
Arbeit, Institutionen der freien Wirtschaft mit Ar-
beitsschwerpunkt Projekt- und Netzwerkmanage-
ment beziehungsweise Informationsmanagement 
und Erfahrungen in der Straffälligenhilfe .

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4 .1 Projektfeld Anlauf- und Beratungsstellen

4 .1 .1 Je Landgerichtsbezirk kann ein Zuwendungsempfänger 
eine Förderung für eine Anlauf- und Beratungsstelle in 
der/den dort ansässigen Justizvollzugsanstalt/Justiz-
vollzugsanstalten des Landes Brandenburg (Branden-
burg an der Havel, Cottbus-Dissenchen, Luckau- 
Duben, Neuruppin-Wulkow und Wriezen) erhalten . Ein 
Zuwendungsempfänger kann auch für mehrere Landge-
richtsbezirke eine Förderung erhalten . Der Zuwen-
dungsempfänger soll seinen Standort in der Nähe der 
Justizvollzugsanstalt/Justizvollzugsanstalten haben .

4 .1 .2 Der Zuwendungsempfänger muss über Erfahrung mit 
der Zielgruppe verfügen und im Land Brandenburg mit 
einer Betriebsstätte/Niederlassung ansässig sein .

4 .1 .3 Die Maßnahmen der Anlauf- und Beratungsstellen rich-
ten sich an Straffällige innerhalb und außerhalb des 
Strafvollzugs, die nach der Haftentlassung keiner Be-
währungshelferin beziehungsweise keinem Bewäh-
rungshelfer unterstellt sind . Darüber hinaus richtet sich 
die Maßnahme auch an erwerbslose Haftentlassene und 
zu Bewährungsstrafen Verurteilte, die in Bezug auf Ar-
beit und Beschäftigung eine gezielte Hilfestellung be-
nötigen und wünschen .

4 .1 .4 Die Zuwendungsempfänger haben neben den Aufgaben 
nach den Nummern 6 .1 bis 6 .3  insbesondere folgende 
Aufgaben zu erfüllen:

a) Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit der Ziel-
gruppe durch stufenweise aufeinander aufbauende 
sowie individuell zugeschnittene Unterstützungs- 
und Fördermaßnahmen (Einzelberatung, Gruppen-
arbeit) im Rahmen der Entlassungsvorbereitung 
(ca . sechs bis neun Monate vor der Haftentlassung) 
und einer Nachbetreuung nach der Haftentlassung 
(bis zu einem Jahr, eine längere Nachbetreuung bis 
zu zwei Jahren ist in begründeten Einzelfällen mög-
lich),

b) Feststellung, Verringerung und/oder Beseitigung 
von Vermittlungshemmnissen,

c) Heranführung der Zielgruppe an den Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt,

d) Vermittlung der Zielgruppe in eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung oder Heranführung 
an eine selbstständige Tätigkeit unter Rückgriff auf 
vorhandene Beratungsstrukturen,

e) Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme,
f) Vernetzung auf kommunaler und Landesebene 

(Durchführung runder Tische mit Kooperationspart-
nern vor Ort, Stakeholdertreffen, Teilnahme und 
Durchführung von HSI-Regionalkonferenzen, Koor-
dinationstreffen mit den übrigen HSI-Partnern etc .),

g) Dokumentation der Arbeit mit den Gefangenen und 
Austausch mit der Justizvollzugsanstalt über den 
Verlauf der Maßnahme,

h) Erstellung eines Beitrags für den durch die Netz-
werkkoordination zu erstellenden Jahresbericht,

i) Abschluss einer Kooperationsvereinbarung über 
die Zusammenarbeit mit den übrigen HSI-Netz-
werkpartnern .

4 .1 .5 Im Projektfeld Anlauf- und Beratungsstellen soll je-
weils eine (qualifizierte) Vollzeitkraft im Verlauf eines 
Kalenderjahres 80 Teilnehmende beraten und gegebe-
nenfalls begleiten . Zu den Teilnehmenden zählen die in 
einem Kalenderjahr neu hinzukommenden Klienten 
und die aus dem vorangegangenen Jahr weiterbetreuten 
Klienten . Davon sollen mindestens 11 Prozent der Teil-
nehmenden in Maßnahmen der Berufsvorbereitung, in 
Praktika, in Berufsausbildung, in sozialversicherungs-
pflichtige Arbeit oder geringfügige Beschäftigung ver-
mittelt beziehungsweise bei der Heranführung an eine 
selbstständige Tätigkeit unterstützt werden . Werden die 
Vorgaben nicht erreicht, kann die Förderung anteilig 
reduziert werden, wenn der Zuwendungsempfänger 
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keine hinreichenden Gründe für das Verfehlen der Ziel-
vorgaben darlegt .

4 .1 .6 Der Zuwendungsempfänger muss sicherstellen, dass 
die Person/Personen, die die fachlichen Aufgaben 
wahrnimmt beziehungsweise wahrnehmen, über eine 
ausreichende Qualifikation - nachgewiesen durch ent-
sprechende Hochschul- oder Berufsabschlüsse oder 
mehrjährige einschlägige Berufserfahrung in der Arbeit 
mit Straffälligen - verfügt beziehungsweise verfügen . 

4 .1 .7 Der Antragsteller hat ein eigenständiges Konzept ein-
zureichen, welches die unter den Nummern 4 .1 .1 bis 
4 .1 .6 aufgeführten Anforderungen beinhaltet .

4 .2 Projektfeld Arbeit statt Strafe 

4 .2 .1 In jedem Landgerichtsbezirk kann ein Zuwendungs-
empfänger in diesem Projektfeld gefördert werden, wo-
bei ein Zuwendungsempfänger auch in mehreren Land-
gerichtsbezirken tätig sein kann .

4 .2 .2 Der Zuwendungsempfänger muss über Erfahrung mit 
dieser Zielgruppe verfügen und muss im Land Bran-
denburg mit einer Betriebsstätte/Niederlassung ansäs-
sig sein .

4 .2 .3 Die Maßnahmen im Projektfeld Arbeit statt Strafe rich-
ten sich an Verurteilte, die ihre Geldstrafe nicht zahlen 
können und sich bereit erklären, zur Abwendung einer 
Ersatzfreiheitsstrafe gemeinnützige Arbeit zu leisten 
oder die Geldstrafe in Raten abzuzahlen .

4 .2 .4 Die Zuwendungsempfänger haben neben den Aufgaben 
nach den Nummern 6 .1 bis 6 .3 insbesondere folgende 
Aufgaben zu erfüllen:

a) Beratung zu den Verfahrensabläufen und mög- 
lichen Hilfen im Rahmen des Erstgesprächs,

b) an den Ressourcen der Klientin beziehungsweise des 
Klienten orientierte Feststellung, Verringerung und/
oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen,

c) passgenaue Vermittlung in gemeinnützige Arbeit 
und Kontrolle der Ableistung,

d) Arbeitsmarktcoaching,
e) Beratungen zu Themen im Zusammenhang mit der 

Ableistung der gemeinnützigen Arbeit (Konflikte 
am Arbeitsplatz, Wechsel der Einsatzstelle, Unter-
stützung bei psychosozialen Konflikten und Kri-
sen),

f) Dokumentation der Vermittlungs- und Beratungs- 
arbeit, Erfassung der abgeleisteten Arbeitsstunden 
und Bericht an die Justizbehörden,

g) Akquise, Kontaktpflege und Beratung von Einsatz- 
und Arbeitsstellen,

h) Unterstützung bei der Beantragung von Ratenzah-
lungen beziehungsweise dem Antrag auf Stundung,

i) Vernetzung auf kommunaler und Landesebene 
(Durchführung runder Tische mit Kooperations-
partnern vor Ort, Stakeholdertreffen, Teilnahme 

und Durchführung von HSI-Regionalkonferenzen, 
Koordinationstreffen mit den übrigen HSI-Partnern 
etc .),

j) Erstellung eines Beitrags für den durch die Netz-
werkkoordination zu erstellenden Jahresbericht,

k) Abschluss einer Kooperationsvereinbarung über 
die Zusammenarbeit mit den übrigen HSI-Netz-
werkpartnern .

l) Nach und gegebenenfalls während Ableistung der 
gemeinnützigen Arbeit:

aa)  Vermittlung in Arbeit und Beschäftigung oder 
darauf vorbereitende Maßnahmen im Anschluss 
an die gemeinnützige Arbeit zur Tilgung der 
Geldstrafe,

bb) Möglichkeit der Begleitung in der Anfangs-
phase der Beschäftigung bis zu einer Dauer 
von neun Monaten (längere Zeiten sind in Ein-
zelfällen möglich und müssen begründet wer-
den) .

4 .2 .5 Im Projektfeld Arbeit statt Strafe soll jeweils eine (qua-
lifizierte) Vollzeitkraft im Verlauf eines Kalenderjahres 
220 Teilnehmende erreichen (beraten, in gemeinnützige 
Arbeit vermitteln und begleiten) . Zu den Teilnehmenden 
zählen die in einem Kalenderjahr neu hinzukommenden 
Klienten und die aus dem vorangegangenen Jahr weiter-
betreuten Klienten . Mindestens 75 Prozent der Teilneh-
menden sollen die Maßnahme erfolgreich abschließen, 
das heißt Haft vermeiden, indem die Vollstreckung der 
Ersatzfreiheitsstrafe abgewendet wird . Ausgehend von 
dieser Zahl sollen mindestens 10 Prozent der Teilneh-
menden zudem in Maßnahmen der Berufsvorbereitung, 
in Praktika, in Berufsausbildung, in sozialversiche-
rungspflichtige Arbeit oder geringfügige Beschäftigung 
vermittelt werden . Werden die Vorgaben nicht erreicht, 
kann die Förderung anteilig reduziert werden, wenn der 
Zuwendungsempfänger keine hinreichenden Gründe für 
das Verfehlen der Zielvorgaben darlegt .

4 .2 .6 Der Zuwendungsempfänger muss sicherstellen, dass 
die Person/Personen, die die fachlichen Aufgaben 
wahrnimmt beziehungsweise wahrnehmen, über eine 
ausreichende Qualifikation - nachgewiesen durch ent-
sprechende Hochschul- oder Berufsabschlüsse oder 
mehrjährige einschlägige Berufserfahrung in der Arbeit 
mit Straffälligen - verfügt beziehungsweise verfügen . 

4 .2 .7 Der Antragsteller hat ein eigenständiges Konzept ein-
zureichen, welches die unter den Nummern 4 .2 .1 bis 
4 .2 .6 aufgeführten Anforderungen beinhaltet .

4 .3 Projektfeld Sozialpädagogische und berufsorientieren-
de ambulante Angebote für Jugendliche und Heran-
wachsende

4 .3 .1 Je Landkreis oder kreisfreie Stadt kann ein Zuwen-
dungsempfänger im Projektfeld gefördert werden, wo-
bei ein Zuwendungsempfänger auch in mehreren Land-
kreisen oder kreisfreien Städten tätig sein kann .
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4 .3 .2 Der Zuwendungsempfänger muss über Erfahrung mit 
dieser Zielgruppe verfügen, muss im Land Branden-
burg mit einer Betriebsstätte/Niederlassung ansässig 
sein und über einen „Letter of Intent“ des Landkreises 
oder der kreisfreien Stadt bezüglich der Mitfinanzie-
rung verfügen . 

4 .3 .3 Die Maßnahmen im Projektfeld Sozialpädagogische 
und berufsorientierende ambulante Angebote richten 
sich an straffällige Jugendliche und Heranwachsende 
im Alter von 14 bis 21 Jahren, die tatzeitnah - vor einer 
Gerichtsverhandlung - in einer Verbindung aus Grup-
penarbeit und flankierender Einzelfallhilfe in ihren so-
zialen Kompetenzen gefördert und bei der Bildungs- 
und Berufsorientierung unterstützt werden . 

4 .3 .4 Die Zuwendungsempfänger haben neben den Aufgaben 
nach den Nummern 6 .1 bis 6 .3 insbesondere folgende 
Aufgaben zu erfüllen:

a) Projektdarstellung und Klärung der Teilnahme- 
bereitschaft, der Teilnahmevoraussetzungen im 
Rahmen eines Vorgesprächs,

b) Durchführung ambulanter, sozialer Gruppenarbei-
ten zu den Themen: Selbstbild, Stärken/Schwä-
chen, Auseinandersetzung mit der Tat/Entwicklung 
eines Unrechtsbewusstseins, Integration in Bildung 
und Arbeit, Befähigung zur Legal- und Sozial- 
bewährung durch Anerkennen gesellschaftlicher 
Werte und Normen (Rückfallvermeidung),

c) Begleitung der Gruppenarbeit durch vertiefende 
Einzelgespräche,

d) nachgehende Begleitung und Betreuung bis zu  
einem Jahr,

e) Vernetzung auf kommunaler und Landesebene 
(Durchführung runder Tische mit Kooperations-
partnern vor Ort, Stakeholdertreffen, Teilnahme 
und Durchführung von HSI-Regionalkonferenzen, 
Koordinationstreffen mit den übrigen HSI-Partnern 
etc .),  

f) Dokumentation der Arbeit mit der Zielgruppe,
g) Erstellung eines Beitrags für den durch die Netz-

werkkoordination zu erstellenden Jahresbericht,
h) Abschluss einer Kooperationsvereinbarung über 

die Zusammenarbeit mit den übrigen Netzwerk-
partnern .

4 .3 .5 Jeweils ein Fachteam bestehend aus zwei Trainerinnen 
beziehungsweise Trainern (jeweils Vollzeit) soll im 
Verlauf eines Jahres mindestens 24 neue Teilnehmende 
der Zielgruppe bei einer Gruppenstärke (offene Grup-
pe) von sechs bis zehn Teilnehmenden erreichen . Min-
destens 60 Prozent der Teilnehmenden sollen die Grup-
penarbeit erfolgreich abschließen (durchgängige, 
regelmäßige Teilnahme) . Von den Teilnehmenden sol-
len mindestens 30 Prozent in Maßnahmen der Berufs-
vorbereitung, in Praktika, in Berufsausbildung, in so- 
zialversicherungspflichtige Arbeit oder geringfügige 
Beschäftigung vermittelt werden . Werden die Vorgaben 
nicht erreicht, kann die Förderung anteilig reduziert 
werden, wenn der Zuwendungsempfänger keine hinrei-

chenden Gründe für das Verfehlen der Zielvorgaben 
darlegt .

4 .3 .6 Der Zuwendungsempfänger muss sicherstellen, dass 
die Person/Personen, die die fachlichen Aufgaben 
wahrnimmt beziehungsweise wahrnehmen, über eine 
ausreichende Qualifikation - nachgewiesen durch ent-
sprechende Hochschul- oder pädagogische Berufsab-
schlüsse - verfügt beziehungsweise verfügen . 

4 .3 .7 Der Antragsteller hat ein eigenständiges Konzept ein-
zureichen, welches die unter den Nummern 4 .3 .1 bis 
4 .3 .6 aufgeführten Anforderungen beinhaltet .

4 .4 Netzwerkkoordination

4 .4 .1 Für die Aufgaben der Koordination des HSI-Netz- 
werkes kann im Land Brandenburg ein Zuwendungs-
empfänger gefördert werden .

4 .4 .2 Der Zuwendungsempfänger muss über einschlägige 
Erfahrungen in der Koordination von sozialen Netz-
werken verfügen und muss im Land Brandenburg mit 
einer Betriebsstätte/Niederlassung ansässig sein .

4 .4 .3 Aufgaben der Netzwerkkoordination

4 .4 .3 .1 Der Zuwendungsempfänger hat neben den Aufgaben 
nach den Nummern 6 .1 bis 6 .3 insbesondere folgende 
Aufgaben zu erfüllen:

a) Umsetzung der fachlichen Weiterentwicklung der 
drei Projektfelder nach Vorgaben des MdJEV,

b) ständige Pflege der Kontakte mit und zwischen den 
HSI-Netzwerkpartnern, 

c) Kooperationspflege zwischen den Sozialen Diens-
ten der Justiz, dem Sozialdienst in den Justizvoll-
zugsanstalten und den beteiligten Jugendämtern,

d) bedarfs- und entwicklungsorientierte Initiierung und 
Koordination der internen Weiterbildung der Mit- 
arbeiter nach den Nummern 2 .1 bis 2 .3,

e) Unterstützung und Koordination der Programm-
steuerung und Qualitätssicherung inklusive Aus-
wertung der Statistiken,

f) Erarbeitung, Erprobung und Implementierung qua-
litativer Standards in den HSI-Projektfeldern unter 
Einbeziehung aller relevanten Akteure,

g) Koordination, Organisation und Moderation von 
HSI-spezifischen Veranstaltungen sowie HSI-inter-
nen Zusammenkünften (zum Beispiel Koordinati-
onstreffen, Netzwerktreffen, Konferenz mit den 
Geschäftsführern der HSI-Partner, Arbeitstreffen 
innerhalb der Projektfelder),

h) Öffentlichkeitsarbeit in Zusammenarbeit mit dem 
MdJEV,

i) Fertigung von mindestens drei Newslettern pro 
Kalenderjahr für die HSI-Träger und deren Ko- 
operationspartner (Justizvollzugsanstalten, Soziale 
Dienste, Jugendämter etc .),

j) pro Kalenderjahr mindestens 30 Eingaben von News 
auf der HSI-Homepage,
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k) Veröffentlichung von Flyern zur Arbeit in den HSI-
Projektfeldern und zur Kooperation mit Arbeit- 
gebern,

l) Teilnahme an mindestens drei überregionalen pro-
jektbezogenen Tagungen oder Seminaren oder Mes-
sen und Veranstaltungen pro Kalenderjahr,

m) Erstellung des HSI-Jahresberichts für das MdJEV 
als Grundlage zur Weiterentwicklung des Projekts,

n) Supervision der Regionalkonferenzen,
o) Entwicklung und Durchführung transnationaler 

Aktivitäten innerhalb des Projektzeitraums,
p) Vorbereitung, Teilnahme und Protokollierung der 

Trägerbesuche in Abstimmung mit dem MdJEV,
q) viermal pro Projektjahr: Moderation und Fachbera-

tung der Arbeitsgruppen Ambulante Maßnahmen, 
Arbeit statt Strafe und Anlauf- und Beratungsstel-
len, 

r) Fertigung eines Trägerberichts je HSI-Koordina- 
tionssitzung,

s) mindestens 20 Weitergaben von Materialien/fach- 
lichen Inputs, 

t) Durchführung von mindestens zwei Steuerkreis- 
sitzungen zwischen Netzwerkkoordination und 
dem MdJEV pro Kalenderjahr,

u) Fortschreibung der Kooperationsvereinbarung nach 
Vorgaben des MdJEV für die Träger des HSI-Netz-
werkes .

4 .4 .3 .2 Darüber hinaus ist eine internetbasierte Informations- 
und Kommunikationsplattform zu betreiben, die 

a)  in einem passwortgeschützten Intranet sowohl 
Tools für die Dokumentation (Berichte, Protokolle, 
Termine etc .) und die netzwerkübergreifende inter-
ne Auswertung von Daten (Statistik), die für die 
interne Programmsteuerung und Qualitätsentwick-
lung des Netzwerkes erforderlich sind, bereithält 
als auch landesweit recherchierte Stellen- und Inte-
grationsangebote für die HSI-Träger bereitstellt,

b)  auf einer Homepage die gemeinsame Öffentlich-
keitsarbeit des HSI-Netzwerkes - in Kooperation 
mit den HSI-Partnern - darstellt . Dazu gehören Ver-
öffentlichungen sowie Informationen rund um HSI-
spezifische Themen der Beratungs- und Integrati-
onsarbeit sowie der Newsletter, themen- und/oder 
anlassbezogene Dossiers und Berichte sowie ein 
Newsbereich . Darüber hinaus soll das im Netzwerk 
generierte Erfahrungswissen in der Fachöffentlich-
keit regional und überregional kommuniziert und 
nach außen vertreten werden . 

4 .4 .3 .3 In Bezug auf die Stellen- und Integrationsangebote sind 
folgende Leistungen zu erbringen:

a) Einstellung von mindestens 700 neu recherchierten 
Jobangeboten pro Kalenderjahr, die für die Ziel-
gruppe geeignet sind,

b) individuelle Recherchen für mindestens 25 Bewer-
berinnen und Bewerber (Teilnehmende nach den 
Nummern 4 .1 bis 4 .3) pro Kalenderjahr .

 Werden die Vorgaben nicht erreicht, kann die Förde-
rung anteilig reduziert werden, wenn der Zuwendungs-
empfänger keine hinreichenden Gründe für das Verfeh-
len der Zielvorgaben darlegt .

4 .4 .4 Der Zuwendungsempfänger muss sicherstellen, dass 
die Person/Personen, die die fachlichen Aufgaben 
wahrnimmt beziehungsweise wahrnehmen, über eine 
ausreichende Qualifikation - nachgewiesen durch ent-
sprechende Hochschul- oder Berufsabschlüsse oder 
mehrjährige einschlägige Berufserfahrung im Projekt-  
und Netzwerkmanagement beziehungsweise im Infor-
mationsmanagement und Erfahrungen in der Straffälli-
genhilfe - verfügt beziehungsweise verfügen . 

4 .4 .5 Der Antragsteller hat ein eigenständiges Konzept ein-
zureichen, welches die unter den Nummern 4 .4 .1 bis 
4 .4 .4 aufgeführten Anforderungen beinhaltet .

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5 .1 Zuwendungsart:  Projektförderung

5.2 Finanzierungsart: Vollfinanzierung bei den Num-
mern 2 .1, 2 .2 und 2 .4, 

  Fehlbedarfsfinanzierung bei Num- 
mer 2 .3

5 .3 Form der Zuwendung: Zuschuss

5 .4 Bemessungsgrundlage:

 Die förderfähigen Gesamtausgaben umfassen: 

5 .4 .1  beim Projektfeld Anlauf- und Beratungsstellen nach 
Nummer 2 .1:

a) die direkten Personalausgaben, die die Ausgaben 
für das eigene  Personal des Zuwendungsempfän-
gers und für das Personal beauftragter Dritter um-
fassen, das ausschließlich für die in Nummer 4 .1 
definierten Aufgaben eingesetzt werden kann,

b) für alle restlichen Ausgaben eine Pauschale  
nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr . 1304/2013 in Höhe von 10 Prozent der förder- 
fähigen direkten Personalausgaben nach Buchsta-
be a,

5 .4 .2  beim Projektfeld Arbeit statt Strafe nach Nummer 2 .2:

a) die direkten Personalausgaben, die die Ausgaben 
für das eigene Personal des Zuwendungsempfän-
gers und für das Personal beauftragter Dritter um-
fassen, das ausschließlich für die in Nummer 4 .2 
definierten Aufgaben eingesetzt werden kann,

b) für alle restlichen Ausgaben eine Pauschale  
nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr . 1304/2013 in Höhe von 20 Prozent der förder- 
fähigen direkten Personalausgaben nach Buchsta-
be a,



900 Amtsblatt für Brandenburg – Nr . 41 vom 11 . Oktober 2017

5 .4 .3 beim Projektfeld Sozialpädagogische und berufsorien-
tierende ambulante Angebote für Jugendliche und  
Heranwachsende nach Nummer 2 .3:

a) die direkten Personalausgaben, die die Ausgaben 
für das eigene Personal des Zuwendungsempfän-
gers und für das Personal beauftragter Dritter um-
fassen, das ausschließlich für die in Nummer 4 .3 
definierten Aufgaben eingesetzt werden kann,

b) für alle restlichen Ausgaben eine Pauschale  
nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr . 1304/2013 in Höhe von 16,5 Prozent der förder-
fähigen direkten Personalausgaben nach Buchsta-
be a,

5 .4 .4 beim Projektfeld Netzwerkkoordination nach Num-
mer 2 .4:

 die Personal- und Sachausgaben des Zuwendungsemp-
fängers .

5 .5 Die Förderung aus dem ESF beträgt maximal 80 Pro-
zent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben . Die na-
tionale Kofinanzierung erfolgt aus Landesmitteln. Im 
Projektfeld Sozialpädagogische und berufsorientieren-
de ambulante Angebote für Jugendliche und Heran-
wachsende nach Nummer 2 .3 haben sich die jeweiligen 
Landkreise beziehungsweise kreisfreien Städte mindes-
tens in Höhe von 15 Prozent der förderfähigen Ausga-
ben zu beteiligen .

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6 .1 Die Zuwendungsempfänger müssen an Maßnahmen 
zur Qualitätssicherung mitwirken . Diese beinhalten un-
ter anderem die Überwachung der Ablauforganisation 
und Reflexion der eigenen Tätigkeit anhand einheit- 
licher Qualitätsstandards, die Auswertung von Vor-Ort-
Besuchen des MdJEV und der Netzwerkkoordination, 
Erfahrungsaustausche sowie die Teilnahme an mög- 
lichen wissenschaftlichen Evaluationen .

6.2 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, dem MdJEV 
und der Bewilligungsstelle auch außerhalb der Verwen-
dungsnachweisprüfung Auskünfte zu erteilen, die für 
die Beurteilung des Erfolgs der Förderung erforderlich 
sind . Gegenüber der Bewilligungsstelle haben die Zu-
wendungsempfänger in den Projektfeldern Anlauf- und 
Beratungsstellen, Arbeit statt Strafe und Sozialpädago-
gische und berufsorientierende ambulante Angebote für 
Jugendliche und Heranwachsende nach jedem Quartal 
bis zum 15 . des Folgemonats einen Bericht zu den  
aktuellen Teilnehmerzahlen und den für jedes Projekt-
feld individuell festgelegten Vorgaben zu erbringen . 
Die Netzwerkkoordination hat gegenüber der Bewilli-
gungsstelle zum Ende eines Kalenderjahres den Nach-
weis über die Erledigung der festgelegten Vorgaben zu 
erbringen .

6.3 Pflichten zur Information und Kommunikation 

 Gemäß Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Num-
mer 2 .2 .1 bis Nummer 2 .2 .3 der Verordnung (EU) 
Nr . 1303/2013 sind die Begünstigten der ESF-Förde-
rung verpflichtet, bei allen Informations- und Kommu-
nikationsmaßnahmen auf die Unterstützung aus dem 
ESF hinzuweisen, während der Durchführung der Maß-
nahmen die Öffentlichkeit (insbesondere im Internet, 
gegenüber den Medien und durch Plakatierung im Ob-
jekt) über die Unterstützung aus dem ESF zu infor- 
mieren und die Teilnehmenden der geförderten Maß-
nahmen über die Finanzierung durch den ESF zu unter-
richten . Dabei ist auf die Förderung des MdJEV aus 
Mitteln des ESF so hinzuweisen, dass die fördernde 
Rolle des Landes Brandenburg und der Europäischen 
Union für die Aktivitäten nach dieser Richtlinie zum 
Ausdruck gebracht wird . Detaillierte Angaben zu den 
Vorgaben sowie Arbeitshilfen und Unterstützungs- 
angebote sind im „Merkblatt zur Information und Kom-
munikation ESF-geförderter Vorhaben“ auf der Website 
www .esf .brandenburg .de veröffentlicht . Das Merkblatt 
ist für die Zuwendungsempfänger verbindlich .

6 .4 Liste der Vorhaben

 Gemäß Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr . 1303/2013 wird eine Liste der Vorhaben geführt 
und öffentlich zugänglich gemacht . Die Begünstigten 
der ESF-Förderung erklären sich bei Annahme der  
Finanzierung damit einverstanden, dass sie in die zu 
veröffentlichende Liste der Vorhaben aufgenommen 
werden .

 Es werden folgende Daten aller Vorhaben veröffent-
licht:

a) Name des Begünstigten (Nennung ausschließlich 
von juristischen Personen und nicht von natür- 
lichen Personen) 

b) Bezeichnung des Vorhabens
c) Zusammenfassung des Vorhabens
d) Datum des Beginns des Vorhabens
e) Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtliches 

Datum des Abschlusses der konkreten Arbeiten 
oder der vollständigen Durchführung des Vorha-
bens)

f) Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben des Vor-
habens

g) Kofinanzierungssatz der Europäischen Union pro 
Prioritätsachse des Operationellen Programms für 
den ESF im Land Brandenburg

h) Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemesse-
ne Standortindikatoren

i) Land
j) Bezeichnung der Interventionskategorie für das 

Vorhaben gemäß Artikel 96 Absatz 2 Unterabsatz 1 
Buchstabe b Ziffer vi der Verordnung (EU) 
Nr . 1303/2013 .
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6 .5 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlos-
sen, wenn für dasselbe Vorhaben eine weitere Förde-
rung aus Mitteln der Strukturfonds der Europäischen 
Union - Europäischer Sozialfonds (ESF) und Europä- 
ischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) -, dem 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raums (ELER) oder eine Förde-
rung aus anderen Förderprogrammen der Europäischen 
Union oder aus anderen öffentlichen Mitteln für den 
genannten Zuwendungszweck erfolgt .

6 .6 Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung 
der Entwicklung der Förderung, zur begleitenden und 
abschließenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, 
Bewertung, Finanzverwaltung und Überprüfung/Prü-
fung der Förderung gemäß bestehender und vorbehalt-
lich noch zu erlassender EU-Bestimmungen für den 
Strukturfondsförderzeitraum 2014 bis 2020 erfasst und 
speichert die Investitionsbank des Landes Brandenburg 
(ILB) statistische Daten, einschließlich Angaben zu den 
einzelnen Teilnehmenden, in elektronischer Form . Das 
betrifft insbesondere Informationen zum Antragsteller/
Zuwendungsempfänger, den beantragten/geförderten 
Maßnahmen sowie den geförderten Unternehmen und 
Personen (Teilnehmende) . Mit seinem Antrag erklärt 
sich der Antragstellende damit einverstanden, die not-
wendigen Daten für die Projektbegleitung, Projekt- 
bewertung/Evaluierung, Projektfinanzverwaltung und 
Überprüfung/Prüfung zu erheben, zu speichern und an 
die beauftragten Stellen weiterzuleiten . Die Erfüllung 
der Berichtspflichten und die Erhebung und Pflege der 
Daten sind Voraussetzung für den Abruf von Fördermit-
teln des Landes Brandenburg bei der Europäischen 
Kommission und deren Auszahlung an die Fördermittel- 
empfänger . 

 Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, die in 
Anhang I der Verordnung (EU) Nr . 1304/2013 genann-
ten sowie weitere programmrelevante Daten zu erheben 
und dem Zuwendungsgeber zu vorgegebenen Zeit-
punkten zu übermitteln . Dazu erheben die Zuwen-
dungsempfänger die Daten bei den am Projekt Teilneh-
menden und am Projekt beteiligten Partnern . 

 Bei der Erhebung und Verarbeitung personenbezogener 
Daten müssen die datenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen beachtet werden . Insbesondere die am Projekt Teil-
nehmenden werden durch den Zuwendungsempfänger 
über die Notwendigkeit, die Rechtmäßigkeit und den 
Umfang der Datenerhebung und -verarbeitung infor-
miert und dieser holt die entsprechenden Einverständ-
nisse ein . Die Daten bilden die Grundlage für die Be-
richtspflichten der ESF-Verwaltungsbehörde gegenüber 
der Europäischen Kommission .

 Auf dieser Grundlage sind entsprechend Zuwendungs-
bescheid bei Eintritt und Austritt der Teilnehmenden in 
die/aus der Maßnahme die erforderlichen personen- 
bezogenen Daten zu erheben und über das Webportal an 

die ILB zu übermitteln . Auf gleichem Wege sind zum 
Maßnahmebeginn sowie zum 31 . Dezember jeden Jah-
res beziehungsweise zum Maßnahmeende ergänzende 
projektbezogene Angaben zu übermitteln . Insbesonde-
re müssen die Zuwendungsempfänger die erforder- 
lichen Projektdaten zur finanziellen und materiellen 
Steuerung in das bei der ILB eingerichtete IT-System 
regelmäßig eintragen . Die Zuwendungsempfänger sind 
zudem verpflichtet, mit den für das Monitoring und die 
Evaluierung der Förderungen beauftragten Stellen zu-
sammenzuarbeiten. Weitere Hinweise zu den Pflichten 
der Zuwendungsempfänger hinsichtlich Monitoring 
und Evaluation der Förderung stellt die ILB im Web-
portal zur Verfügung . 

 Fehlende Daten können für den Zuwendungsempfän-
ger Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhebung der 
Bewilligung zur Folge haben .

6 .7 Es sind die Fördergrundsätze für den ESF im Land 
Brandenburg in der Förderperiode 2014 bis 2020 zu be-
achten .

7 Verfahren

7 .1 Antragsverfahren

 Anträge auf Förderung einschließlich des erforder- 
lichen Konzepts sind zu einem bestimmten Stichtag über 
das Internet-Portal der Bewilligungsstelle ILB zu stellen 
(siehe Online-Antragsverfahren unter www .ilb .de) . Hier 
wird auch der jeweilige Stichtag für die Einreichung 
der Anträge bekannt gegeben .

7 .2 Bewilligungsverfahren

 Die Bewilligungsstelle ILB entscheidet nach pflicht- 
gemäßem Ermessen auf Grundlage der eingereichten 
Antragsunterlagen und unter Berücksichtigung eines 
fachlichen Votums des MdJEV .

7 .3 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittel- 
anforderung gemäß Nummer 1 .4 der Allgemeinen  
Nebenbestimmungen für Zuwendungen für aus den 
EU-Fonds (EFRE, ELER, EMFF und ESF) finanzier- 
te Vorhaben in der Förderperiode 2014 bis 2020  
(ANBest-EU) im Vorschussprinzip . 

 Die Anforderung der Mittel erfolgt elektronisch . Für 
die Anforderung bewilligter Zuwendungen ist das im 
ILB-Portal bereitgestellte Formular „Mittelanforderung“ 
zu verwenden .

7 .4 Verwendungsnachweisverfahren

 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6  
ANBest-EU einzureichen .
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7 .5 Zu beachtende Vorschriften

 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO und die ANBest-EU, soweit nicht in dieser 
Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind . 

 Über die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die 
Regelungen der EU für den Strukturfondsförderzeit-
raum 2014 bis 2020 (EU-Verordnungen, die dazuge- 
hörenden delegierten Rechtsakte und Durchführungs-
bestimmungen) in der zum Zeitpunkt der Entscheidung 
jeweils geltenden Fassung . Daraus ergeben sich Beson-
derheiten, insbesondere hinsichtlich der Auszahlung, 
des Abrechnungsverfahrens, der Aufbewahrungsfristen 
und der Prüfrechte, die im Zuwendungsbescheid den 
Zuwendungsempfängern im Einzelnen mitgeteilt wer-
den .

 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Bele-
ge und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern so-
wie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche 
Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen 
zu lassen . Der Zuwendungsempfänger hat die erforder-
lichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen 
Auskünfte zu erteilen .

 Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Absatz 1 und 
§ 91 LHO zur Prüfung berechtigt . Des Weiteren sind 
der Europäische Rechnungshof, die Europäische Kom-
mission, der Bundesrechnungshof, die für den ESF in 
Brandenburg zuständige Verwaltungs-, Bescheini-
gungs- und Prüfbehörde sowie deren beauftragte Dritte 
berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen . 
Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, diesen 
Stellen im Rahmen der Überprüfung Einblick in die 
Geschäftsunterlagen und Zugang zu den Geschäftsräu-
men zu gewähren und alle in Zusammenhang mit der 
Verwendung der Zuwendung stehenden Auskünfte zu 
erteilen .

7 .6 Subventionserhebliche Tatsachen

 Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz 
vom 11 . November 1996 (GVBl . I S . 306) gelten für 
Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen im 
Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die 
§§ 2 bis 6 des Subventionsgesetzes vom 29 . Juli 1976 
(BGBl . I S . 2034, 2037) .

 Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antrag-
stellern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es 
sich bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirt-
schaft um Subventionen im Sinne von § 264 StGB han-
delt . Die subventionserheblichen Tatsachen im Sinne 
des § 264 StGB werden dem Zuwendungsempfänger 
im Rahmen des Antrags- und Bewilligungsverfahrens 
als subventionserheblich bezeichnet .

8 Geltungsdauer

 Diese Richtlinie tritt am 15 . September 2017 in Kraft 
und am 31 . Dezember 2020 außer Kraft .

Verbindliche Vorgaben und Bewertungskriterien für Anträ-
ge im Rahmen der Richtlinie des Ministeriums der Justiz 
und für Europa und Verbraucherschutz zur Förderung der 
Haftvermeidung durch soziale Integration (HSI)

I. Ergänzende Vorgaben für die Erstellung des mit dem 
Antrag einzureichenden Konzepts

 Das einzureichende Konzept soll 15 Seiten (ohne Anlagen) 
nicht überschreiten und ist nach folgender Gliederung ein-
zureichen:

1 Allgemeine Anforderungen an den Träger

1 .1 Trägereignung

- Darstellung des Antragstellers (Profil, Ziele, Mitarbeiter)
- Beschreibung und Nachweis spezifischer Erfahrungen 

und Kompetenzen für die Umsetzung der Richtlinien- 
inhalte entsprechend dem beantragten Förderschwer-
punkt; Vorerfahrungen aus früheren Förderperioden

- Angaben zur regionalen Lage der vorgesehenen Pro-
jektstandorte, deren Erreichbarkeit und  Ausstattung

- Referenzen

1 .2 Geplanter Personaleinsatz und Eignung des vorgesehenen 
Personals

- Angaben zum quantitativen Personaleinsatz
- Angaben zur Qualifikation des einzusetzenden Perso-

nals (Berufs-/Studienabschluss, Darstellung der indivi-
duellen beruflichen Handlungskompetenz und Qualifi-
zierung im Hinblick auf Fach-, Methoden-, Gender- und 
Sozialkompetenz)

2 Projektumsetzung

2 .1 Projektfeld Anlauf- und Beratungsstellen

 Orientiert an den Bedarfen der vergangenen Jahre, wird in 
diesem Projektfeld pro Jahr für die Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an der Havel eine Teilnehmerzahl von 90 Kli-
enten erwartet, für die Justizvollzugsanstalten Cottbus-Dis-
senchen und Luckau-Duben insgesamt 200 Klienten, für 
die Justizvollzugsanstalt Neuruppin-Wulkow 80 Klienten, 
für die Justizvollzugsanstalt Wriezen 80 Klienten . Unter 
Beachtung dieser Rahmenzahlen soll die geplante Arbeits-
weise mit Inhaftierten und Straffälligen einschließlich des 
Ablaufs der Unterstützungs- und Fördermaßnahmen (Ein-
zelberatung/Gruppenarbeit) im Rahmen der Entlassungs-
vorbereitung und der nachgehenden Betreuung dargestellt 
werden, insbesondere mittels Angaben zu folgenden Punk-
ten:
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- Kontaktaufnahme mit den Inhaftierten
- Selbstverständnis und Rolle als externer Träger in einer 

Justizvollzugsanstalt
- Feststellung, Verringerung und/oder Beseitigung von 

Vermittlungshemmnissen der Zielgruppe
- Arbeitsmarktcoaching
- Heranführung der Zielgruppe an den Ausbildungs- und 

Arbeitsmarkt
- Vorgehen bei der Vermittlung der Zielgruppe in Berufs-

vorbereitung, Berufsausbildung, sozialversicherungs-
pflichtige Arbeit, geringfügige Beschäftigung oder Prak-
tika

- Umgang mit Kontaktabbrüchen
- Akquise von Arbeitsstellen 
- Möglichkeit einer Begleitung in der Anfangsphase der 

Beschäftigung
- Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme
- Zusammenarbeit und Austausch mit der Justizvollzugs-

anstalt über den Verlauf der Maßnahme
- Maßnahmen, Methoden und Standards der Qualitäts- 

sicherung
- Vernetzung auf kommunaler und Landesebene
- Verständnis für die Netzwerkarbeit und Zusammen- 

arbeit in einem Netzwerk von gleichberechtigten Trägern
- Öffentlichkeitsarbeit

2 .2 Projektfeld Arbeit statt Strafe

 Im Landgerichtsbezirk Cottbus werden - orientiert an den 
Bedarfen der vergangenen Jahre - pro Jahr 420 Klienten, im 
Landgerichtsbezirk Frankfurt (Oder) 400 Klienten, im 
Landgerichtsbezirk Neuruppin 660 Klienten und im Land-
gerichtsbezirk Potsdam 550 Klienten erwartet . Unter Be-
achtung dieser Rahmenzahlen soll die geplante Arbeitswei-
se mit Straffälligen, die zu einer Geldstrafe verurteilt 
worden sind, einschließlich des Ablaufs der Beratung, Ver-
mittlung und Betreuung sowie einer  nachgehenden Betreu-
ung dargestellt werden, insbesondere mittels Angaben zu 
folgenden Punkten:

- Ablauf der Kontaktaufnahme mit dem Geldstrafen-
schuldner

- Erstgespräch
- Ablauf der Vermittlung in gemeinnützige Arbeit und 

Kontrolle der Ableistung
- Akquise von Einsatzstellen für gemeinnützige Arbeit
- Beratungen zu Themen im Zusammenhang mit der Ab-

leistung der gemeinnützigen Arbeit (Konflikte am Ar-
beitsplatz, Wechsel der Einsatzstelle, Unterstützung bei 
psychosozialen Konflikten und Krisen) 

- Umgang mit Kontaktabbrüchen
- Unterstützung bei der Beantragung von Ratenzahlun-

gen beziehungsweise einem Antrag zur Stundung
- Art, Inhalt und Umfang der Dokumentation, Erfassung 

der Arbeitsstunden und Bericht an die Justizbehörden
- Arbeitsmarktcoaching
- Feststellung, Verringerung oder Beseitigung von Ver-

mittlungshemmnissen der Zielgruppe bei der an die  
gemeinnützige Arbeit anschließenden Vermittlung in  
Berufsvorbereitung, Berufsausbildung, sozialversiche- 

rungspflichtige Arbeit, geringfügige Beschäftigung oder 
Praktika

- Akquise von Arbeitsstellen 
- Möglichkeit einer Begleitung in der Anfangsphase der 

Beschäftigung
- Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme
- Maßnahmen, Methoden und Standards der Qualitäts- 

sicherung
- Vernetzung auf kommunaler und Landesebene
- Verständnis für die Netzwerkarbeit und Zusammen- 

arbeit in einem Netzwerk von gleichberechtigten Trägern
- Öffentlichkeitsarbeit

2 .3 Projektfeld Sozialpädagogische und berufsorientierende 
ambulante Angebote für Jugendliche und Heranwachsende

 Unter Angabe der zu erwartenden Teilnehmerzahl soll die 
geplante Arbeitsweise mit straffälligen Jugendlichen und 
Heranwachsenden, einschließlich des Ablaufs der Bera-
tungstätigkeit, Gruppen- und Einzelfallarbeit und einer 
nachgehenden Betreuung insbesondere Angaben zu folgen-
den Punkten enthalten:

- Kontaktaufnahmen zu und Vorgespräche mit den straf-
fällig gewordenen Jugendlichen/Heranwachsenden in 
der Altersgruppe von 14 bis 21 Jahren

- Klärung der Teilnahmebereitschaft und der Teilnahme-
voraussetzungen

- Durchführung einer ambulanten sozialen Gruppen- 
arbeit (offene Gruppe) zu den Themen Selbstbild, Stär-
ken/Schwächen, Auseinandersetzung mit der Tat/Ent-
wicklung eines Unrechtsbewusstseins, Integration in 
Bildung und Arbeit, Befähigung zur Legal- und Sozial-
bewährung durch Anerkennen gesellschaftlicher Werte 
und Normen (Rückfallvermeidung)

- Begleitung der Gruppenarbeit durch vertiefende Ein-
zelgespräche

- nachgehende Begleitung und Betreuung
- Umgang mit Kontaktabbrüchen
- Dokumentation der Arbeit mit der Zielgruppe
- Maßnahmen, Methoden und Standards der Qualitäts- 

sicherung
- Vernetzung auf kommunaler und Landesebene
- Zusammenarbeit mit dem Jugendamt
- Verständnis für die Netzwerkarbeit und Zusammen- 

arbeit  in einem Netzwerk von gleichberechtigten Trägern
- Öffentlichkeitsarbeit

2 .4 Netzwerkkoordination

 Darstellung der geplanten Arbeitsweise mit gleichberech-
tigten Netzwerkpartnern, insbesondere Angaben 

- zur Umsetzung der fachlichen Weiterentwicklung der 
drei Projektfelder

- zur ständigen Pflege der Kontakte mit und zwischen 
den HSI-Netzwerkpartnern

- zur Kooperationspflege zwischen den Sozialen Diens-
ten der Justiz, dem Sozialdienst in den Justizvollzugs-
anstalten und den beteiligten Jugendämtern
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- zur bedarfs- und entwicklungsorientierten Initiierung 
und Koordination der internen Weiterbildung der HSI-
Mitarbeiter

- zur Unterstützung und Koordination der internen Pro-
grammsteuerung sowie zu Maßnahmen und Methoden 
der Qualitätssicherung und des Controllings

- zur Erarbeitung, Erprobung und Implementierung qua-
litativer Standards in den HSI-Projektfeldern unter Ein-
beziehung relevanter Akteure

- zur Koordination, Organisation und Moderation von 
HSI-spezifischen Veranstaltungen sowie HSI-internen 
Zusammenkünften (zum Beispiel Koordinationstref-
fen, Netzwerktreffen, Konferenz mit den Geschäftsfüh-
rern der HSI-Partner, Arbeitstreffen innerhalb der Pro-
jektfelder)

- zu transnationalen Aktivitäten
- und zu geplanten  Aktivitäten auf dem Gebiet der Öf-

fentlichkeitsarbeit

 Für diese Aufgaben können bis zu drei Vollzeitstellen ge-
fördert werden .

2 .5 Maßnahmezeitraum

 Die unter den Nummern 2 .1 bis 2 .4 aufgeführten Projekte 
sollen vom 1 . Januar 2018 bis 31 . Dezember 2020 durchge-
führt werden .

3 Gleichstellung von Männern und Frauen, Querschnitts-
ziele, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung

- Darstellung, wie männliche und weibliche Straffällige 
entsprechend ihrer persönlichen und familiären Situa- 
tion angesprochen werden

- Darstellung, wie die geschlechtsspezifische Soziali- 
sation und das daraus resultierende Rollenverhalten im 
Zusammenhang mit Straffälligkeit bearbeitet werden

- Angaben, ob an den geplanten Projektstandorten die 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderung ge-
währleistet ist beziehungsweise durch welche Aktivitä-
ten ein Ausschluss von Menschen mit Behinderung 
verhindert wird

- Darstellung, wie Chancengleichheit und Nichtdiskrimi-
nierung durch integrative Arbeit - insbesondere im Hin-
blick auf Erwerbschancen auf dem Arbeitsmarkt - ge-
fördert werden können

II. Fachliche Bewertung des Konzepts durch das MdJEV

 Die fachliche Bewertung des Konzepts erfolgt nach den 
Kriterien 1 .1 bis 4 .

Num-
mer

Kriterium Gewich-
tung 
in Prozent

Maximale 
Punktzahl 
nach Ge- 
wichtung

1 .1 Trägereignung 15 4,5
1 .2 Qualität des Personals 20 6
2 Qualität des einge-

reichten Konzepts
45 13,5

Num-
mer

Kriterium Gewich-
tung 
in Prozent

Maximale 
Punktzahl 
nach Ge- 
wichtung

3 Gleichstellung von 
Männern und Frauen, 
Querschnittsziele 
Chancengleichheit 
und Nichtdiskriminie-
rung

15 4,5

4 Finanzplanung und 
Wirtschaftlichkeit

5 1,5

Summe 100 % 30

Die Kriterien 1 .1 bis 4 werden einzeln bewertet . Es können 
gemäß der nachstehenden Einteilung maximal 30 Punkte 
vergeben werden . 

sehr gut  (30 - 25 Punkte)
gut   (24 - 20 Punkte)
befriedigend  (19 - 15 Punkte)
ausreichend  (14 - 10 Punkte)
mangelhaft  (9 - 5 Punkte)
ungenügend  (unter 5 Punkte)

Nach der Punktevergabe werden die Kriterien entsprechend 
den oben genannten Faktoren gewichtet . Dazu werden die 
je Kriterium vergebenen Punkte mit dem jeweiligen, in Pro-
zent ausgedrückten Gewicht multipliziert . Ein Konzept 
kann so maximal 30 Punkte erhalten .

Für eine Förderung kommen nur Konzepte in Betracht, die 
nach der Gewichtung insgesamt mindestens 18 Punkte 
(60 Prozent der möglichen Punkte) erreichen und bei denen 
die Qualität des eingereichten Konzepts mindestens mit be-
friedigend bewertet wurde .

Antragstellung

Die Anträge sind mit den vollständigen Konzeptunterlagen 
bis zum von der ILB benannten Stichtag im Antragsportal 
der ILB zu stellen .

Die Bewilligung erfolgt durch die ILB als Bewilligungs-
stelle unter Einbeziehung eines fachlichen Votums des  
MdJEV .

Für Rückfragen zu den Anforderungen an einzureichen- 
de Konzepte und zur fachlichen Bewertung steht beim  
MdJEV Frau Alina Tappe (Tel .: 0331 866-3331; E-Mail: 
Alina .Tappe@MdJEV .Brandenburg .de) zur Verfügung .
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Besoldung der Professoren
und hauptamtlichen Hochschulleiter

Festsetzung des Besoldungsdurchschnitts
für das Jahr 2018 und 

Änderung des Besoldungsdurchschnitts 
für das Jahr 2017

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
- 45-FD 2304 .308/17#01#01 -

Vom 26 . September 2017 

1  Festsetzung des Besoldungsdurchschnitts für das Jahr 
2018

 Gemäß § 30 Absatz 8 des Brandenburgischen Besoldungs-
gesetzes vom 20 . November 2013 (GVBl . I Nr . 32 S . 2, 
Nr . 34) wird für das Jahr 2018 der Besoldungsdurchschnitt 
im Fachhochschulbereich auf 77 982,12 Euro und im Be-
reich der Universitäten und gleichgestellten Hochschulen 
auf 91 428,84 Euro festgesetzt .

2  Änderung des Besoldungsdurchschnitts für das Jahr 
2017

 Aufgrund der zum 1 . Januar 2017 wirksam gewordenen all-
gemeinen linearen Anpassung der Besoldung wird die Be-
kanntmachung über die Besoldung der Professoren und 
hauptamtlichen Hochschulleiter - Festsetzung des Besol-
dungsdurchschnitts für das Jahr 2017 - vom 18 . Oktober 
2016 (ABl . S . 1430) wie folgt geändert:

a) Die Angabe „73 448,04“ wird durch die Angabe 
„76 043,00“ ersetzt .

b) Die Angabe „86 211,24“ wird durch die Angabe 
„89 118,08“ ersetzt .

Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen
in 15306 Vierlinden

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 10 . Oktober 2017

Die Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 
18230 Ostseebad Rerik beantragt die Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den 
Grundstücken in 15306 Vierlinden, in der Gemarkung Görls-
dorf, Flur 1, Flurstück 291, Flur 2, Flurstück 101 und 113 sowie 
Flur 3, Flurstück 122 vier Windkraftanlagen (WKA) zu errich-
ten und zu betreiben . (Az . G09916; G04417)

Für das Vorhaben ist die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung vorgesehen .

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von vier Windkraftanlagen des Typs eno126 mit einem 
Rotordurchmesser von 126,00 m, einer maximalen Nabenhöhe 
von 137,00 m über Geländeoberkante und einer maximalen  
Gesamthöhe von 200,00 m . Die Nennleistung beträgt für  
zwei WKA 3 .5 MW und für zwei WKA 4 .0 MW . Zu jeder 
Windkraftanlage gehören Fundament, Zuwegung und Kran-
stellflächen.

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im II/2018-III/2018 vorge-
sehen .

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder- 
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 18. Oktober 
2017 bis einschließlich 17. November 2017 im Landesamt für 
Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaus-
see 50, Zimmer 103 in 15236 Frankfurt (Oder) und in der Amts-
verwaltung Seelow-Land, Berliner Straße 31 a, Haus I, Raum 5 
in 15306 Seelow ausgelegt und können dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung . Der Bericht zu 
den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens 
(UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit auch unter fol-
gender Internetseite veröffentlicht: 
http://www .lfu .brandenburg .de/info/genehmigungen-ost

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 18. Oktober 2017 bis einschließlich 1. De-
zember 2017 unter Angabe der Registriernummer G09916 und 
G04417 schriftlich oder elektronisch (T13@lfu .brandenburg .de) 
beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder in der Amtsver-
waltung, Berliner Straße 31a in 15306 Seelow erhoben werden . 
Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
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alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen .

Erörterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem 
Erörterungstermin am 23. Januar 2018 um 10 Uhr im 
Kreiskulturhaus Seelow, Erich-Weinert-Straße 13 in 
15306 Seelow erörtert . Kann die Erörterung an diesem Tag 
nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin an den 
folgenden Werktagen fortgesetzt . Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden . Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach- 
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu ge-
ben . Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29 . Mai 
1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 14 des 
Gesetzes vom 29 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1298)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8 . September 2017 (BGBl . I S . 3270)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb von einer Windkraftanlage
in 15306 Gusow-Platkow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 10 . Oktober 2017

Die Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 
18230 Ostseebad Rerik beantragt die Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den 
Grundstücken in 15306 Gusow-Platkow, in der Gemarkung 
Gusow, Flur 7, Flurstück 130 eine Windkraftanlage zu errichten 
und zu betreiben . (Az . G11016)

Für das Vorhaben ist die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung vorgesehen .

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von einer Windkraftanlage des Typs eno100 mit einem 
Rotordurchmesser von 100,50 m, einer maximalen Nabenhöhe 
von 124,75 m über Geländeoberkante und einer maximalen Ge-
samthöhe von 175,00 m . Die Nennleistung beträgt für die 
Windkraftanlage 2 .2 MW . Zu der Windkraftanlage gehören das 
Fundament, die Zuwegung und die Kranstellfläche.

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im II/2018-III/2018 vorge-
sehen .

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder- 
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 18. Oktober 
2017 bis einschließlich 17. November 2017 im Landesamt für 
Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaus-
see 50, Zimmer 103 in 15236 Frankfurt (Oder) und im Amt 
Neuhardenberg, Karl-Marx-Allee 72, Raum 04 in 15320 Neu-
hardenberg ausgelegt und können dort während der Dienststun-
den von jedermann eingesehen werden .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung . Der Bericht zu 
den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens 
(UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit auch unter fol-
gender Internetseite veröffentlicht: 
http://www .lfu .brandenburg .de/info/genehmigungen-ost

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 18. Oktober 2017 bis einschließlich 1. De-
zember 2017 unter Angabe der Registriernummer G11016 
schriftlich oder elektronisch (T13@lfu .brandenburg .de) beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder im Amt Neuharden-
berg, Karl-Marx-Allee 72 in 15320 Neuhardenberg erhoben 
werden . Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsver-
fahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen .
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Erörterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem 
Erörterungstermin am 23. Januar 2018 um 10 Uhr im 
Kreiskulturhaus Seelow, Erich-Weinert-Straße 13 in 
15306 Seelow erörtert . Kann die Erörterung an diesem Tag 
nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin an den 
folgenden Werktagen fortgesetzt . Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden . Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben . 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29 . Mai 
1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 14 des 
Gesetzes vom 29 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1298)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8 . September 2017 (BGBl . I S . 3270)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
eines Blockheizkraftwerks mit nachgeschalteter 

Absorptionskältemaschine 
in 15236 Frankfurt (Oder)

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 10 . Oktober 2017

Die Firma IHP GmbH, Leibniz-Institut für innovative Mikro-
elektronik, Im Technologiepark 25 in 15236 Frankfurt (Oder) 
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstück Im Technolo-
giepark 25, 15236 Frankfurt (Oder) in der Gemarkung Frank-
furt (Oder), Flur 10, Flurstücke 215, 216, 218 und 420 ein 
Blockheizkraftwerk mit nachgeschalteter Absorptionskältema-
schine zu errichten und zu betreiben . (Az .: G03817)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1 .2 .3 .2V  
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4 . BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1 .2 .3 .2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) .

Nach § 7 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen .

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es liegen keine besonderen örtlichen Gegebenheiten im Sinne 
von Nummer 2 .3 der Anlage 3 zum UVPG vor .

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2808)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb von 
zwei Windkraftanlagen in 16775 Löwenberger Land, 

OT Falkenthal

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 10 . Oktober 2017

Die Fa . Energiequelle GmbH, Hauptstraße 44, 15806 Zossen, 
OT Kallinchen beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grund- 
stücken Gemarkung Falkenthal Flur 3, Flurstücke 1/4 und 3 
zwei Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben . 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1 .6 .2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4 . BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1 .6 .2 A 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) .

Nach § 3c UVPG (alt) in Verbindung mit § 74 Absatz 1 UVPG 
(neu) war für das beantragte Vorhaben in Verbindung mit einem 
weiteren Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
durchzuführen .

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) (alt) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 
(BGBl . I S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 30 . November 2016 (BGBl . I S . 2749) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) (neu) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 
(BGBl . I S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 14 b 
des Gesetzes vom 20 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2808)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Junghennenaufzuchtanlage in 14793 Buckautal 

OT Steinberg

Gemeinsame Bekanntmachung
des Landesamtes für Umwelt und des Landkreises 

Potsdam-Mittelmark, untere Wasserbehörde
Vom 10 . Oktober 2017

Der Firma Agrarhof Steinberg GmbH, Ziegelei 4 in 
14793 Buckautal OT Steinberg wurde eine Genehmigung nach 
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für die Errichtung 
und den Betrieb einer Junghennenaufzuchtanlage und die was-
serrechtlichen Erlaubnisse nach § 8 Absatz 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes zur Versickerung von nicht verunreinigtem Nie-
derschlagswasser und der Errichtung eines Brunnens zur 
Grundwasserentnahme zur Versorgung der Anlage am Standort 
in 14793 Buckautal OT Steinberg, Gemarkung Steinberg, 
Flur 1, Flurstück 126 erteilt .

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung .

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung und die wasser-
rechtlichen Erlaubnisse wurden unter den im jeweiligen Be-
scheid aufgeführten Nebenbestimmungen erteilt .

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
sowie in den wasserrechtlichen Erlaubnissen nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz ist über alle rechtzeitig vorgetrage-
nen Einwendungen entschieden worden.

Für die Anlage ist das BVT-Merkblatt „Intensivtierhaltung oder 
-aufzucht von Geflügel oder Schweinen“ vom 15.02.2017 maß-
geblich .

Auslegung

Die Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
sowie die wasserrechtlichen Erlaubnisse liegen mit je einer 
Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in der Zeit 
vom 12. Oktober 2017 bis einschließlich 26. Oktober 2017 
im:

- Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
West, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 
14476 Potsdam OT Groß Glienicke 

- Amt Ziesar, Mühlentor 15 a, Bauamt, Zimmer 218  in 
14793 Ziesar

- Landkreis Potsdam-Mittelmark, Fachbereich Recht, Bauen, 
Umwelt, Kataster und Vermessung, Fachdienst Umwelt - 
Untere Wasserbehörde, Am Teltowkanal 7; 3 . Etage, Zim-
mer 3 .06 - Sekretariat Fachdienst Umwelt in 14513 Teltow

aus und können dort während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden .

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten .

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gelten die Bescheide den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.
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Da es sich um eine Anlage nach der Richtlinie 2010/75/EU  
über Industrieemissionen (IED) handelt, werden die Be- 
scheide zeitgleich auf folgender Internetseite veröffentlicht: 
http://www .lfu .brandenburg .de/info/genehmigungen-west

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können die Bescheide 
und ihre Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von 
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim Landes-
amt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, Post-
fach 60 10 61 in 14410 Potsdam sowie beim Landkreis Pots-
dam-Mittelmark, Untere Wasserbehörde, Postfach 1138 in 
14801 Bad Belzig schriftlich angefordert werden .

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Bescheide kann binnen eines Monats nach dessen 
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch ein-
gelegt werden . 

Ein schriftlicher Widerspruch gegen die Genehmigung nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz ist an das Landesamt für 
Umwelt, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam zu richten . Zur 
Niederschrift kann der Widerspruch  gegen die Genehmigung 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz beim Landesamt für 
Umwelt, Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam OT Groß 
Glienicke eingelegt werden .

Ein schriftlicher Widerspruch gegen die wasserrechtlichen Er-
laubnisse ist an den Landkreis Potsdam-Mittelmark, Untere 
Wasserbehörde Postfach 1138 in 14801 Bad Belzig zu richten . 
Zur Niederschrift kann der Widerspruch gegen die wasserrecht-
lichen Erlaubnisse beim Landkreis Potsdam-Mittelmark, Fach-
bereich Recht, Bauen, Umwelt, Kataster und Vermessung, 
Fachdienst Umwelt - Untere Wasserbehörde, Am Teltowkanal 7 
eingelegt werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 14 des Gesetzes vom 29 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1298)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20 . Juli 2017 (BGBl . I S . 2808)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushalts- 
gesetz - WHG) vom 31 . Juli 2009 (BGBl . I S . 2585), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18 . Juli 2017 
(BGBl . I S . 2771)

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2 . März 2012 (GVBl . I Nr . 20), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25 . Januar 2016 
(GVBl . I Nr . 5)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

und 

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Untere Wasserbehörde

Vorprüfung zur Feststellung der Erforderlichkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

für das Vorhaben „Änderung der Anlage des 
Sonderlandeplatzes in Friedersdorf“

Bekanntmachung 
der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde 

Berlin-Brandenburg gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Vom 20 . September 2017

Die Flugplatzbetriebsgesellschaft Friedersdorf mbH, vertreten 
durch den Geschäftsführer, Herrn Heller, beantragte bei der  
Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg 
(LuBB) die Änderung der luftrechtlichen Genehmigung für den 
Sonderlandeplatz Friedersdorf . 

Folgende Änderungen sind geplant:

- Befestigung der bereits am 27 .07 .1998 genehmigten Start- 
und Landebahn auf 1 .180 m Länge und 23 m Breite (bis-
lang Gras, 1 .190 m lang und 40 m breit)

- Befestigung der bereits am 27 .07 .1998 genehmigten Ring-
rollbahn und des Vorfeldes (bislang Gras)

- Neubau eines Betriebsgebäudes mit Tower-Kanzel zur Un-
terbringung der Luftaufsicht sowie der erforderlichen Feuer- 
lösch- und Rettungsmittel

Es handelt sich dabei um ein Verkehrsvorhaben gemäß Num-
mer 14 .12 .2 der Anlage 1 UVPG .

Gemäß § 5 UVPG hat die zuständige Behörde auf Grundlage 
geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Infor-
mationen unverzüglich festzustellen, dass nach den §§ 6 bis 14 
für ein Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder nicht. Im 
vorliegenden Fall trifft die Behörde die Entscheidung nach § 5 
Absatz 1 Nummer 3 UVPG von Amts wegen nach Beginn des 
Verfahrens, welches der Zulassungsentscheidung dient .
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg, Oberförsterei Lehnin 

Vom 20 . September 2017

Der Antragsteller plant im Landkreis Potsdam Mittelmark,  
Gemarkung Warchau, Flur 10, Flurstücke 39, 40, 46, 49 und 50 
die Erstaufforstung gemäß § 9 LWaldG1 auf einer Fläche von 
16,50  ha (Anlage Mischwald mit Waldrandgestaltung) .

Gemäß Nummer 17 .1 .3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist 
für geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha 
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezoge-
ne Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG 
durchzuführen .

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunter- 
lagen vom 14 . Juni 2017, Az .: LFB 13 .03-7020-06/04/17 
durchgeführt .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Un-
terlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung un-
ter der Telefonnummer 03382 310 während der Dienstzeit beim 
Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Lehnin, Am 
Fischersberg 6, 14797 Kloster Lehnin eingesehen werden .

Rechtsgrundlagen

1 . Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20 . April 2004 (GVBl . I S . 137), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 10 . Juli 2014 (GVBl . I Nr . 33)

2 . Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 
(BGBl . I S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8 . September 2017 (BGBl . I S . 3370)

Zusammenfassend ist einzuschätzen, dass das Vorhaben in sei-
ner Gesamtheit nach derzeitigem Kenntnisstand keine Merk-
male aufweist, die einzeln oder in ihrem komplexen Zusam-
menhang geeignet wären, erhebliche (negative) Auswirkungen 
auf die Umwelt zu haben beziehungsweise solche künftig be-
fürchten zu müssen . Zur überschlägigen Prüfung der UVP-
Pflicht waren insbesondere die Kriterien der Anlage 3 zum 
UVPG zu berücksichtigen . Weder anhand der unter Nummer 1 
(Merkmale des Vorhabens) noch der unter Nummer 2 (Standort 
des Vorhabens) aufgeführten Kriterien ergaben sich Anhalts-
punkte für mögliche erhebliche Umweltauswirkungen .

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar (§ 5 Ab-
satz 3 UVPG) .

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen zur Vorprüfung können während der Dienstzei-
ten oder nach vorheriger telefonischer Vereinbarung (unter 
03342 4266-4104) bei der Gemeinsamen Oberen Luftfahrt- 
behörde Berlin-Brandenburg, Mittelstraße 5/5 A, 12529 Schö- 
nefeld eingesehen werden .

Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Unfallkasse Brandenburg

Öffentliche Sitzung des Wahlausschusses 
der Unfallkasse Brandenburg

Bekanntmachung des Wahlausschusses 
der Unfallkasse Brandenburg

Vom 18 . September 2017

Der zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl zu den Orga-
nen der Selbstverwaltung der Unfallkasse Brandenburg gemäß 
§ 53 Absatz 1 Viertes Sozialgesetzbuch (SGB IV) in Verbin-
dung mit § 3 Wahlordnung für die Sozialversicherung (SVWO) 
bestellte Wahlausschuss der Unfallkasse Brandenburg verhan-
delt, berät und entscheidet gemäß § 3 Absatz 6 SVWO in öf-
fentlicher Sitzung .

Hiermit wird der Termin für die zweite Sitzung des Wahlaus-
schusses der Unfallkasse Brandenburg öffentlich bekannt ge-
macht .

Die Sitzung des Wahlausschusses findet am 

Donnerstag, den 14 .12 .2017 um 13 Uhr

im Verwaltungsgebäude der Unfallkasse Brandenburg, Raum 340, 
Müllroser Chaussee 75, 15236 Frankfurt (Oder) statt .

Unfallkasse Brandenburg

Der Vorsitzende des Wahlausschusses

D . Ernst
 

Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

Öffentliche Sitzung des Wahlausschusses 
der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

Bekanntmachung des Wahlausschusses 
der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

Vom 18 . September 2017

Der zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl zu den Orga-
nen der Selbstverwaltung der Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg gemäß § 53 Absatz 1 Viertes Sozialgesetzbuch (SGB IV) 
in Verbindung mit  § 3 Wahlordnung für die Sozialversicherung 
(SVWO) bestellte Wahlausschuss der Feuerwehr-Unfallkasse 
Brandenburg verhandelt, berät und entscheidet gemäß § 3 Ab-
satz 6 SVWO in öffentlicher Sitzung .

Hiermit wird der Termin für die zweite Sitzung des Wahlaus-
schusses der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg öffentlich 
bekannt gemacht .

Die Sitzung des Wahlausschusses findet am 

Donnerstag, den 14 .12 .2017 um 10 Uhr

im Verwaltungsgebäude der Unfallkasse Brandenburg, Raum 340, 
Müllroser Chaussee 75, 15236 Frankfurt (Oder) statt .

Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

Der Vorsitzende des Wahlausschusses

D . Ernst
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden . Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw . 
Gläubiger widerspricht . Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt . Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt .
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len . Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben .
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt . Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes .

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Dienstag, 5. Dezember 2017, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Fürsten-

walde/Spree Blatt 5535 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 1,  Gemarkung Fürstenwalde/Spree, Flur 29, Flur-

stück 125/4, Erholungsfläche, Ziegeleiweg, Größe: 
600 m²

versteigert werden .
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
28 .12 .2016 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 1 .500,00 EUR .

Nutzung:  ungenutzte Fläche der Landwirtschaft
Postanschrift:  ohne
AZ: 3 K 117/16

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 12. Dezember 2017, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Friedland 
Blatt 895 eingetragenen Grundstücksanteile, Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 3,  Gemarkung Friedland, Flur 5, Flurstück 100, Ge-

bäude- und Freifläche, Lindenstr. 29, Größe: 995 m²
versteigert werden .
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
22 .09 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 48 .400,00 EUR insgesamt (darin enthalten Zubehör 
mit 400,00 EUR insgesamt) .

Nutzung:  Einfamilienwohnhaus mit Nebengelass
Postanschrift:  Lindenstr . 29, 15848 Friedland
AZ: 3 K 108/15
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Gläubigeraufruf

Der Kleingartenverein „Sparte 130 e . V . Fasanenweg“ in 
16552 Schildow VR NP 1178 ist mit Beschluss der Mitglieder-
versammlung zum 30 .06 .2017 aufgelöst worden . Die Gläubi-
ger werden aufgefordert, ihre Ansprüche nach Veröffentlichung 
der Bekanntmachung bei folgenden Liquidatoren anzumelden: 

Herr Jörg Peters; Mühlenbecker Str . 21; 16552 Schildow

Frau Barbara Heidolph; Schwarzburger Str . 14, 12687 Berlin

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
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